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 1 Die Bundeskonferenz möge beschließen, dass das Themenfeld Suizidprävention, 
 2 Ethikarbeit sowie Hospiz- und Palliativversorgung in der AWO nachhaltig und umfassend 
 3 gestärkt wird. 

 4 Dies umfasst einerseits den Einsatz für gesetzliche Rahmenbedingungen, die eine
 5 verstärkte Lobbyarbeit des AWO Bundesverbands auf Bundesebene unverzichtbar machen,
 6 und andererseits eine innerverbandliche Stärkung des Themenfelds, die vom AWO
 7 Bundesverband begleitet und organisiert wird, wie besonders nachfolgende Punkte:

 8 Extern:

 9
 10

 11

Die AWO fordert die Bundesregierung auf, Maßnahmen zur Stärkung der nationalen 1. 
Suizidprävention gesetzlich zu verankern, um hierdurch den aktuell weiterhin
hohen Suizidzahlen in Deutschland entgegenzuwirken.  

 12

 13

 14

 15

Die AWO fordert die Bundesregierung auf, ein Schutzkonzept zum Umgang mit dem 2. 
assistierten Suizid zu entwickeln und gesetzlich zu verankern, um unter
Anerkennung des Rechtes auf Selbstbestimmung vulnerable Personengruppen zu
schützen.  

 16

 17

Die AWO fordert die Stärkung der Hospiz- und Palliativversorgung, um3. 
schwerstkranken Menschen ein würdevolles Leben bis zum Tod zu ermöglichen.  
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 20

 21

Die AWO fordert den f㘶ächendeckenden Ausbau der gesundheitlichen 4. 
Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase, um allen Menschen zu jeder Zeit
und unabhängig vom Wohnort eine Beratung zu Fragen der Versorgung am Lebensende
zu ermöglichen.

 22 Intern:

 23

 24

 25

 26

 27

Die AWO verpf㘶ichtet sich, eine langfristige Sensibilisierung zum Thema 1. 
Suizidprävention in den Gliederungen der AWO weiter aktiv zu befördern.  Hierzu
sind ein kontinuierlicher Austausch zwischen den unterschiedlichen Akteur*innen
und die Vermittlung von aktuellem Fachwissen unverzichtbar. Der AWO
Bundesverband begleitet und organisiert diesen Prozess. 
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 30

 31

 32

Die AWO verpf㘶ichtet sich, die Ethikarbeit weiter zu stärken. Dies umfasst2. 
einerseits, Mitarbeiter*innen in der AWO weiter zu befähigen, moralische
Probleme ref㘶ektieren und ethisch beurteilen zu können. Andererseits ist zudem
den Werten der AWO entsprechend Stellung zu aktuellen ethischen Fragestellungen
zu beziehen. Der AWO Bundesverband fördert diese Auseinandersetzung aktiv.  
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 35
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 37

Die AWO verpf㘶ichtet sich, Öffentlichkeitsarbeit zum Thema Hospiz- und 3. 
Palliativversorgung weiter auszubauen. Hierdurch soll ein Bewusstsein für die
Themen Tod, Sterben sowie Hospiz- und Palliativversorgung in der Gesellschaft
geschaffen werden. Der AWO Bundes-verband entwickelt geeignete Maßnahmen und
setzt diese um.
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Die AWO verpf㘶ichtet sich zum Ausbau des Angebotes der gesundheitlichen 4. 
Versorgungsplanung für die letzten Lebensphase in ihren Einrichtungen. Der AWO
Bundesverband unterstützt diesen Prozess aktiv und nachhaltig. 

Begründung
Im Jahr 2022 sind die Suizidzahlen in Deutschland auf insgesamt 10.119 Fälle angestiegen. Erstmals seit 
2015 liegt die Anzahl der Suizide damit wieder bei über 10.000 Fällen pro Jahr. Im Jahr 2023 sind die 
Suizidzahlen auf insgesamt 10.304 Fälle leicht angestiegen und bleiben damit auf einem konstant hohen 
Niveau. Damit liegen die Suizidzahlen im Jahr 2023 in Deutschland höher als die Anzahl der Sterbefälle 
durch Mord, Totschlag, illegale Drogen und Verkehrsunfälle zusammengenommen. Diese Entwicklung 
macht deutlich, dass Suizidprävention ein dringliches Thema ist, das gesamtgesellschaftlich bearbeitet 
werden muss. 

Als eines der wenigen Länder sind Maßnahmen zur Suizidprävention in Deutschland nicht gesetzlich 
verankert. Um Suizidprävention effektiv umzusetzen, bedarf es daher dringend eines Gesetzes zur 
Stärkung der nationalen Suizidprävention und einer entsprechenden f㘶nanziellen Absicherung der dort 
festgelegten Maßnahmen. Hierzu gehören etwa die Information und Aufklärung der breiten Öffentlichkeit 
zu Suizidalität, zielgruppenspezif㘶sche Konzepte und Maßnahmen (beispielsweise für Kinder und 
Jugendliche, Menschen im hohen Alter, Menschen mit Diskriminierungserfahrung, Menschen im 
Justizvollzug etc.) sowie der Ausbau der psychologischen und psychiatrischen Regelversorgung. Dies 
umfasst auch die Schulung relevanter Berufsgruppen zur Erkennung von und zum Umgang mit Suizidalität, 
die mit vulnerablen Personengruppen in Kontakt sind. 

In Bezug auf den assistierten Suizid gilt zudem, unter Anerkennung des Rechtes auf Selbstbestimmung 
insbesondere vulnerable Personengruppen zu schützen. Zu einer freien, d. h. freiverantwortlichen, 
Entscheidung gehört, dass Menschen die Wahl haben. Dies setzt voraus, dass sie etwa die 
Handlungsmöglichkeiten und die für die Entscheidung relevanten Informationen kennen. Dies ist 
beispielsweise bezüglich einer möglichen medizinischen und pf㘶egerischen Versorgung am Lebensende 
jedoch häuf㘶g nicht der Fall. Zudem sind Menschen, die suizidal sind, nicht zwangsläuf㘶g, aber statistisch 
häuf㘶g von psychischen Erkrankungen betroffen. Durch psychische Erkrankungen kann der Blick so verengt 
werden, dass Alternativen nicht mehr ersichtlich sind. Diesen und anderen begleitenden Aspekten ist über 
eine gesetzliche Regelung zum assistierten Suizid entsprechend Rechnung zu tragen. Ein solches Gesetz 
schafft auch für professionell Helfende, die in ihrer beruf㘶ichen Praxis mit Anfragen nach Suizidassistenz 
umgehen müssen, die notwendige rechtliche Handlungssicherheit.  

Mitarbeiterinnen in den Einrichtungen der AWO sind in ihrer beruf㘶ichen Praxis regelhaft mit moralischen 
Problemen konfrontiert, die sie zusätzlich zu ihren bereits umfangreichen Aufgaben bewältigen müssen. 
Solche ethischen Herausforderungen betreffen auch, aber nicht ausschließlich Fragen am Lebensende, 
wie Sterbebegleitung oder Sterbehilfe. Wie mit solchen moralischen Problemen umgegangen wird, ist 
nicht nur für die uns anvertrauten Menschen existenziell, sondern auch für ihre An- und Zugehörigen 
sowie für die Mitarbeiterinnen selbst wichtig. Den Werten der AWO entsprechend stehen das Wohlergehen 
und die Selbstbestimmung der uns anvertrauten Menschen im Mittelpunkt unserer Arbeit. Die AWO ist 
davon überzeugt, dass eine solche professionelle Versorgung, Betreuung und Begleitung der uns 
anvertrauten Menschen nur gelingen kann, wenn die Auseinandersetzung mit ethischen Themen weiter 
aktiv befördert wird. 

Die Hospiz- und Palliativversorgung verfolgt das Ziel, schwerstkranken Menschen ein würdevolles Leben 
bis zum Tod zu ermöglichen. Es gilt, die Selbstbestimmung und Lebensqualität schwerstkranker Menschen 
zu erhalten, so weit wie möglich zu fördern und zu verbessern. Hierzu gehören die medizinische und 
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pf㘶egerische Versorgung von schwerstkranken Menschen, aber auch ihre psychosoziale Begleitung, 
besonders die Auseinandersetzung mit den Themen Tod und Sterben. Diese Begleitung umfasst auch die 
Unterstützung und Entlastung der An- und Zugehörigen. In Deutschland gibt es verschiedene Formen der 
Hospiz- und Palliativversorgung, wie ambulante und stationäre sowie vorwiegend professionelle und 
vorwiegend ehrenamtlich strukturierte Versorgungsarten. Die AWO sieht sich in der Pf㘶icht, sich für die 
Stärkung der Hospiz- und Palliativversorgung in Deutschland und damit für eine würdevolle Versorgung 
bis zum Lebensende weiter einzusetzen. Dies gilt insbesondere auch für die Hospiz- und 
Palliativversorgung von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die sich dadurch auszeichnet, 
dass hier die psychosoziale Begleitung besonders im Vordergrund steht und eine Versorgung auch bereits 
ab Diagnosestellung möglich ist. 

Die Beratung zur gesundheitlichen Versorgungsplanung bildet einen wesentlichen Baustein, um die 
medizinische und pf㘶egerische Versorgung von Menschen, die im Rahmen einer ggf. eintreffenden 
gesundheitlichen Krise nicht mehr auskunftsfähig sind, entsprechend ihren Wünschen umzusetzen. In der 
Beratung werden Handlungsoptionen zur pf㘶egerischen und medizinischen Versorgung sowie zur 
psychosozialen Begleitung aufgezeigt und entsprechend den Wünschen und Wertvorstellungen der 
betroffenen Menschen festgelegt. Das Verfassen dieser Dokumente sorgt beim Menschen, der die 
Beratung in Anspruch nimmt, für Entlastung; dem eingebundenen medizinischen und pf㘶egerischen 
Fachpersonal gibt es Handlungssicherheit. Die AWO setzt sich daher für einen Ausbau der Beratung zur 
gesundheitlichen Versorgungsplanung ein, sodass alle Menschen zu jeder Zeit und in allen Lebensphasen 
unabhängig vom Wohnort, d. h. auch außerhalb von Einrichtungen, wie etwa im ambulant unterstützten 
Wohnen in der eigenen Häuslichkeit, eine solche Beratung in Anspruch nehmen können. Derzeit gibt es 
dieses Angebot nur in Einrichtungen der Alten- und Eingliederungshilfe. 

Zudem gilt es, dass Angebot der Beratung zur gesundheitlichen Versorgungsplanung auch in unseren 
AWO-Einrichtungen der Altenhilfe und AWO-Einrichtungen zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 
weiter auszubauen.
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